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2 5 2 . Verordnung: Durchführung des Datenschutzgesetzes im Wirkungsbereich des Bundesministe-
riums für Finanzen

2 5 3 . Verordnung: Bestimmung des Zähltages für die an der Wende des Jahrzehntes 1980/1981
vorzunehmende Ordentliche Volkszählung

2 5 4 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 2010
des ADR betreffend die Freistellung von kalkhaltigem Ammoniumnitrat mit
einem Stickstoffgehalt von nicht mehr als 28% [Stoff der Klasse 5.1
Ziffer 6 c)] von Transportvorschriften

2 5 2 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 8. Juni 1980 zur Durchführung
des Datenschutzgesetzes im Wirkungsbereich

des Bundesministeriums für Finanzen

Auf Grund des Datenschutzgesetzes (DSG),
BGBl. Nr. 565/1978, wird verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieser Verord-
nung gelten für alle Auftraggeber (§ 3 Z 3
DSG) und Verarbeiter (§ 3 Z 4 DSG) im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Finanzen.

(2) Auftraggeber im Sinne des Abs. 1 sind
nach Maßgabe ihrer sachlichen und örtlichen Zu-
ständigkeit:

1. das Bundesministerium für Finanzen für die
Personalverwaltung, die Haushaltsführung
sowie das Geld- und Kreditwesen;

2. die Finanzlandesdirektionen, die Finanzpro-
kuratur, das Hauptpunzierungs- und Pro-
bieramt, die Verwertungsstelle des Öster-
reichischen Branntweinmonopols, die Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung,
das Österreichische Hauptmünzamt, das
Österreichische Postsparkassenamt und der
Vorsitzende des Vorstandes der Österreichi-
schen Salinen AG für die Personalverwaltung
und die Haushaltsführung;

3. das Bundesrechenamt für die Pensionsange-
legenheiten, die Personalverwaltung und die
Haushaltsführung;

4. die Finanzämter und Zollämter für die Ab-
gabenverwaltung ;

5. die Oesterreichische Nationalbank für das
Geld- und Kreditwesen.

(3) Verarbeiter im Sinne des Abs. 1 sind das
Bundesrechenamt und die im Abs. 2 genannten

Auftraggeber, letztere soweit sie Tätigkeiten im
Sinne des § 3 Z 6 DSG verrichten, insbesondere
die Eingabe und Abfrage von Daten im Rah-
men der Datenfernverarbeitung für sich oder
andere Auftraggeber.

Aufgabengebiete
§ 2. (1) Die im § 1 Abs. 2 genannten Aufgaben-

gebiete bedeuten im Sinne dieser Verordnung:
1. Personalverwaltung: die Vollziehung des

Dienst- und Besoldungsrechtes des Bundes
für die aktiven Bundesbediensteten ein-
schließlich der Rechtsvorschriften über die
Ausbildung und die Planstellenbewirtschaf-
tung;

2. Haushaltsführung: die Erstellung des Bun-
desvoranschlages und die Vollziehung jener
Aufgaben, bei denen das Bundesrechenamt
gemäß § 2 Abs. 1 Z 9 bis 11 Bundesrechen-
amtsgesetz, BGBl. Nr. 123/1978, als Ver-
arbeiter mitwirkt;

3. Geld- und Kreditwesen: die Vollziehung des
Geld- und Kreditrechtes einschließlich der
Devisenbewirtschaftung, der Währungs- und
Kreditpolitik sowie der Vertragsversiche-
rungsaufsicht;

4. Pensionsangelegenheiten: die Vollziehung
des Pensionsrechtes der Bundesbediensteten
sowie die Berechnung und Zahlbarstellung
der vom Bundespräsidenten gewährten
außerordentlichen Versorgungsgenüsse und
außerordentlichen Zuwendungen;

5. Abgabenverwaltung: die in Vollziehung des
Abgabenrechtes und des Finanzstrafrechtes
wahrzunehmenden Aufgaben.

(2) Ein Aufgabengebiet unterliegt dieser Ver-
ordnung nur hinsichtlich jener Daten (§ 3 Z 1
DSG), die zumindest in einer Phase des Ver-
fahrensablaufes Gegenstand eines automations-
unterstützten Vorganges sind.
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(3) Jedes automationsunterstützt zu vollzie-
hende Aufgabengebiet ist so einzurichten, daß
im Außenverhältnis, insbesondere für den Be-
troffenen, die sachliche und örtliche Zuständigkeit
des Auftraggebers gewahrt bleibt. Für die
Durchführung von Zusendungen und Zustellun-
gen kann sich der Auftraggeber des Verarbeiters
bedienen, soweit dies aus Gründen der Spar-
samkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
geboten ist.

(4) Umfaßt ein Aufgabengebiet die Auszahlung
von Geldleistungen, so endet dieses Aufgaben-
gebiet und damit die Verantwortlichkeit des
Auftraggebers für die weitere Verwendung der
Daten mit der Übermittlung der Datenträger
für den Zahlungsverkehr an eine Kreditunter-
nehmung.

(5) Wird ein Aufgabengebiet für mehrere Auf-
traggeber mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen vollzogen, so ist sicherzustellen, daß
jeder Auftraggeber nur über die in seine Zu-
ständigkeit fallenden Daten verfügen kann. Das-
selbe gilt, wenn die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen verarbeitet werden.

Grundsätze für die Ermittlung

§ 3. (1) Die Ermittlung der Daten obliegt
dem sachlich und örtlich zuständigen Auftrag-
geber. Er kann sich hiebei des Verarbeiters bedie-
nen, soweit die Ermittlung automationsunter-
stützt durchgeführt werden kann. Dies ist nur
mit Genehmigung des Bundesministeriums für
Finanzen zulässig. Bei der Oesterreichischen Na-
tionalbank ist für die Genehmigung das Direk-
torium zuständig.

(2) Wird zur Ermittlung von Daten Amts-
hilfe in Anspruch genommen, so ist das Amts-
hilfeersuchen derart zu begründen, daß die er-
suchte Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung
gemäß § 7 DSG beurteilen kann. Die Begründung
kann entfallen, wenn die Zulässigkeit der Über-
mittlung für die ersuchte Stelle offenkundig ist
oder anläßlich eines vorangegangenen Amtshilfe-
ersuchens gleicher Art festgestellt wurde.

Grundsätze für die Verarbeitung

§ 4. (1) Den Daten eines Aufgabengebietes ist
bei jedem Verarbeiter nach Maßgabe der von
ihm vorzunehmenden Verarbeitungsschritte der
gleiche Schutz zu gewähren. Die Daten sind vor
Entstellung, Zerstörung und Verlust sowie
gegen unbefugte Verwendung und Weitergabe
zu schützen.

(2) Daten dürfen nur auf Grund von schrift-
lichen Aufträgen eingegeben werden; die Ein-
gabeprotokolle sind zu überprüfen und aufzu-
bewahren.

(3) Der Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-

träger hat zumindest ein Bediensteter des Auf-
traggebers oder des Verarbeiters als Zeuge bei-
zuwohnen.

§ 5. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm dies
mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich ist,
die Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse durch
Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der
Auftraggeber alles zu unternehmen, um das
Schadensausmaß gering zu halten, den Betroffenen
unnötige Mühe zu ersparen, die Fehlerbehebung
raschest einzuleiten und Folgefehler zu verhin-
dern. Der zuständige Verarbeiter ist unverzüglich
zu verständigen, wenn zu vermuten ist, daß die
Fehlerursache in seinem Tätigkeitsbereich gelegen
ist.

Grundsätze für die Benützung

§ 6. (1) Die Benützung der Daten darf nur in
der Art und in dem Umfang erfolgen, als dies
für den Auftraggeber zur Wahrnehmung der
ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine
wesentliche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bedienste-
ten nur jene Daten benützen, die sie zur Er-
füllung der ihnen übertragenen Aufgaben be-
nötigen.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 7. (1) Übermittlungen von Daten durch den
Auftraggeber, deren Zulässigkeit sich auf § 7
Abs. 1 Z 2 bis 5 oder Abs. 2 DSG gründet, be-
dürfen bei nachgeordneten Dienststellen eines
schriftlichen Auftrages des Dienststellenleiters;
der Auftrag kann als Einzel- oder Dauerauf-
trag erteilt werden. Der Dienststellenleiter kann
in der Personal- und Geschäftseinteilung andere
Bedienstete zur Auftragserteilung ermächtigen.
Bei der Oesterreichischen Nationalbank sind für
die Auftragserteilung das Direktorium oder die
von ihm ermächtigten Bediensteten zuständig. In
den Aufträgen ist anzugeben, auf Grund welcher
Bestimmungen des § 7 DSG die Übermittlung zu-
lässig ist. Gründet sich der Auftrag auf § 7
Abs. 2 DSG, ist darzulegen, durch welche gesetz-
lichen Bestimmungen dem Empfänger jene Auf-
gaben übertragen sind, zu deren Wahrnehmung
die zu übermittelnden Daten eine wesentliche
Voraussetzung bilden. Im Falle des § 7 Abs. 1
Z 3 DSG ist durch den für die Auftragserteilung
zuständigen Bediensteten zu prüfen, ob die zur
Anonymisierung der Daten getroffenen Maß-
nahmen ausreichen, daß der Betroffene nicht be-
stimmt werden kann.

(2) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber des Verarbeiters be-
dienen. Dies ist nur mit Genehmigung des Bun-
desministeriums für Finanzen zulässig. Bei der
Oesterreichischen Nationalbank ist für die Geneh-
migung das Direktorium zuständig.
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(3) Einem Ersuchen um Übermittlung von
Daten darf im Zweifelsfall nur entsprochen wer-
den, wenn die ersuchende Stelle an der Klärung
der für die Beurteilung der Zulässigkeit der
Übermittlung maßgeblichen Sach- und Rechts-
lage mitwirkt. Um die Mitwirkung ist erforder-
lichenfalls zu ersuchen.

(4) Werden die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen, daß
Verknüpfungen von Daten verschiedener Auf-
gabengebiete nur in den im § 7 DSG genannten
Fällen erfolgen.

(5) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies
gilt nicht in den Fällen des § 8 Abs. 2 und 3.

Auskunft

§ 8. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG
darf nur auf Grund eines unbedenklichen Identi-
tätsnachweises erteilt werden; sie ist nur gegen
Empfangsbestätigung auszufolgen oder zu eigenen
Handen zuzustellen.

(2) Dem Betroffenen gegenüber sind, unbe-
schadet der ihm nach den maßgeblichen Ver-
fahrensvorschriften zustehenden Rechte, wegen
überwiegenden öffentlichen Interesses geheimzu-
halten:

1. Daten, die im Zuge eines gerichtlichen oder
verwaltungsbehördlichen Strafverfahrens
oder eines Disziplinarverfahrens sowie dies-
bezüglicher Vorerhebungen ermittelt wurden,
solange das Verfahren noch nicht rechts-
kräftig abgeschlossen ist;

2. die Empfänger übermittelter Daten, sofern
die Übermittlung für Zwecke eines ge-
richtlichen oder verwaltungsbehördlichen
Strafverfahrens, eines Disziplinarverfahrens
oder eines Nachrichtenaustausches gemäß
§ 114 Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961, durchgeführt wurde.

In anderen Rechtsvorschriften festgelegte
Auskunftsbeschränkungen werden hiedurch nicht
berührt.

(3) Werden oder wurden Daten übermittelt, so
sind dem Betroffenen auf Verlangen die Empfän-
ger der übermittelten Daten bekanntzugeben.
Handelt es sich um Übermittlungen, die im
Rahmen eines automationsunterstützten Ver-
fahrens organisatorisch vorgesehen sind, oder
verursacht die Feststellung der Empfänger über-
mittelter Daten im Einzelfall unverhältnismäßig
hohe Kosten oder einen nicht zumutbaren Arbeits-
aufwand, so sind dem Betroffenen die auf Grund
der Verfahrensorganisation bzw. der Sach- und
Rechtslage für solche Übermittlungen in Betracht
kommenden Empfänger mitzuteilen.

(4) Für die Erteilung einer Auskunft werden
folgende pauschalierte Kostenersätze festgelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung (§ 8 Abs. 2 DSG);

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen
Fällen, in denen die Auskunftserteilung
einen besonders hohen technischen oder or-
ganisatorischen Aufwand erfordert, 1000 S
je Zweck der Verarbeitung.

(5) Die im Abs. 4 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten,

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze für
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet, oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.

(6) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen. Von der Bearbeitung eines Auskunfts-
antrages ist abzusehen, wenn der mitgeteilte
Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(7) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Auskunftserteilung beginnt erst zu laufen, so-
bald die Entrichtung des mitgeteilten Kosten-
ersatzes nachgewiesen wird.

(8) Die Abs. 4 bis 7 sind auf Fälle nicht an-
zuwenden, in denen durch Rechtsvorschriften
des Bundes besondere Auskunftsrechte außerhalb
des DSG festgelegt sind.

Richtigstellung und Löschung

§ 9. (1) Rechtsverbindlich festgestellte Daten
dürfen nur auf Grund einer Entscheidung des
für die Feststellung zuständigen Organs richtig-
gestellt oder gelöscht werden.

(2) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(3) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken aufbewahr-
ten Datenbestände allfällige Richtigstellungen und
Löschungen wirksam bleiben.

Angabe der Registernummer

§ 10. (1) Bei Übermittlungen im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffe-
nen, die in schriftlicher Form ergehen und ver-
arbeitete Daten zum Inhalt haben, ist die Regi-
sternummer auf jedem Schriftstück anzugeben.

(2) Bei Übermittlungen im Sinne des § 3 Z 8
DSG und Mitteilungen an den Betroffenen mit-
tels maschinell lesbarer Datenträger, soweit es
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sich nicht um maschinell lesbare Schriftstücke
handelt, ist die Registernummer auf den Begleit-
papieren anzugeben.

(3) Erfolgt eine Übermittlung im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG oder eine Mitteilung an den Betrof-
fenen im Namen mehrerer Auftraggeber, so ist
lediglich die Registernummer eines der Auftrag-
geber mit dem Zusatz „ua." anzugeben.

Inkrafttreten

§ 11. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner
1981 in Kraft. Mit Wirksamkeit vom gleichen
Zeitpunkt wird die Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen vom 20. Dezember 1979,
BGBl. Nr. 576, aufgehoben.

Androsch

2 5 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
10. Juni 1980, mit der der Zähltag für
die an der Wende des Jahrzehntes 1980/1981
vorzunehmende Ordentliche Volkszählung

bestimmt wird

Auf Grund des § 10 des Bundesgesetzes vom
16. April 1980, BGBl. Nr. 199, über die Vor-
nahme von Volkszählungen (Volkszählungs-
gesetz 1980) wird mit Zustimmung des Haupt-
ausschusses des Nationalrates verordnet:

Die gemäß § 1 des Volkszählungsgesetzes,
BGBl. Nr. 199/1980, an der Wende des Jahr-
zehntes 1980/1981 vorzunehmende Ordentliche
Volkszählung hat am 12. Mai 1981 (Zähltag)
stattzufinden.

Kreisky Sekanina Salcher Lanc
Broda Rösch Haiden Sinowatz

Lausecker Firnberg

254.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich gemäß Rn. 2010 des ADR be-
treffend die Freistellung von kalkhaltigem
Ammoniumnitrat mit einem Stickstoffgehalt
von nicht mehr als 28% [Stoff der Klasse 5.1

Ziffer 6 c)] von Transportvorschriften

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2501 des ADR ist kalkhaltiges Ammonium-
nitrat, ein Stoff der Klasse 5.1, Ziffer 6 c), nicht
als gefährliches Gut anzusehen, wenn sein Stick-
stoffgehalt 28% nicht übersteigt.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung verein-
bart nach Rn. 2010 des ADR".

(3) Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich.

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich:

Hehenberger

Bonn, 27. 3. 1980

Der Bundesminister für Verkehr:

Bredemeier

Androsch


